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"Recht auf schnelles Internet" ist verabschiedet
Die  Bundesländer  gaben  der  Verordnung,  welche  die  Mindestanforderungen  an  die
Internetverbindung anlegt, doch noch grünes Licht: VKU und Breko begrüßen die Entscheidung.
Der Bundesrat hat der Verordnung der
Bundesnetzagentur zugestimmt, die die
Mindestanforderungen für den Internet-
zugang festlegt (Telekommunikations-
Mindestversorgungsverordnung)  –
umgangssprachlich  oft  als  "Recht  auf
schnelles Internet" betitelt. Ziel war es,
Bürgerinnen und Bürgern,  die bislang
keinen ausreichenden Zugang zu Inter-
net- oder Sprachkommunikationsdien-
sten hatten, erstmals einen individuellen
rechtlichen Anspruch zu geben. Hinter-
grund ist dabei eine EU-Richtlinie, die
den Bund zur  sogenannten Universal-
dienstgewährleistung verpflichtet.
Zu ihrer Umsetzung regelt die Verord-
nung Mindestanforderungen an Internet-
zugangs- sowie Sprachkommunikations-
dienste:  Die  Unternehmen  müssen
Bandbreiten von mindestens 10,0 Mega-
bit pro Sekunde (Mbit/s) im Download
beziehungsweise mindestens 1,7 Mbit/s
im  Upload  leisten.  Die  Latenz  -  also
Verzögerungszeit- darf höchstens 150,0
Millisekunden (ms) betragen. Die Para-
meter der Verordnung orientieren sich -
nach Vorgaben des Telekommunikati-
onsgesetzes - insbesondere an der von
80 Prozent  der  Verbraucherinnen und
Verbraucher im Bundesgebiet  genutz-
ten Mindestbandbreite, Uploadrate und
Latenz.
Kritik:  Es  wird  den  Erwartungen  an

"schnelles Internet" nicht gerecht
Der Bundesrat  kritisierte aber auch in
einer begleitenden Entschließung, dass
die  Verordnung  den  Erwartungen  der
Bürgerinnen und Bürger an "schnelles
Internet"  nicht  gerecht  werde.  Davor
hatte er schon im Februar 2021 in sei-
ner Stellungnahme zum zugrundeliegen-
den  Te l ekommunika t i onsgese t z
gewarnt.  Zur  gleichberechtigten  Teil-
habe  am digitalen  Leben sei  es  unab-
dingbar,  dass  jedem  Haushalt  in
Deutschland die bestmögliche Versor-
gung zuteil werde - auch im ländlichen
Raum.  Daher  fordert  das  legislativ
Organ, die Mindestversorgung vor dem
Hintergrund der stetig steigenden tech-
nischen Anforderungen an Internetzu-
gangs- und Sprachtelekommunikations-
dienste zügig weiterzuentwickeln. Erfor-
derlich seien strengere Parameter  und
ein strafferes Verfahren zur Verpflich-
tung für die Unternehmen.
Das  Niedersächsische  Digitalministe-
rium hatte  mehr  gefordert:  30  Mbit/s
Bandbreite im Download, 5,2 Mbit/s im
Upload und höchstens  75 Millisekun-
den Latenz.  Die Forderung hat  Unter-
stützung bei  mehreren Bundesländern
gefunden - insbesondere bei Bayern und
Rheinland-Pfalz.
Weg frei zu einem Universaldienst
Der  Verband  kommunaler  Unterneh-

men  (VKU)  begrüßt  die  Zustimmung
des Bundesrats zum Entwurf. In seinem
Pressestatement  heißt  es:  "Mit  ihrer
Zustimmung zum Verordnungsentwurf
der Bundesnetzagentur machen die Län-
der den Weg frei zu einem Universal-
dienst,  der  den  Menschen  mit  aktuell
schlechtem  oder  gar  keinem  Internet
schnell und mit vertretbarem Aufwand
einen soliden Zugang zum Internet ver-
schafft." Die jetzt beschlossenen Min-
destanforderungen  könnten  die  ange-
strebte soziale und wirtschaftliche Teil-
habe der Menschen gezielt dort verbes-
sern, wo der Bedarf am größten sei, so
der VKU.
Auch  der  Bundesverband  Breitband-
kommunikation (Breko) freut sich, dass
der  Bundesrat  zugestimmt  hat.  Aber:
"Das Recht  auf  Internet-Grundversor-
gung darf nun auch in der Umsetzung
nicht zur Glasfaser-Ausbaubremse wer-
den.  Um das  zu  verhindern,  muss  die
Bundesnetzagentur  dafür  sorgen,  dass
insbesondere in dünn besiedelten Gebie-
ten und Einzellagen drahtlose Internet-
zugangstechnologien  wie  Mobilfunk
und  Satellitenkommunikation  zur
Anwendung kommen können", heißt es
in dem Breko-Statement ferner. (gun)

Abbildung: Der Bundesrat hat dem "Recht auf schnelles Internet" grünes Licht gegeben, äußert aber auch Kritik. Bild: ©
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